
[FR] Twitter Account eines Politikers vom sozialen
Netzwerk wegen Hassreden gesperrt: Klage auf
Wiederherstellung des Accounts abgelehnt
IRIS 2022-7:1/10

Amélie Blocman
Légipresse

Ein französischer Politiker und Polemiker, der im Rahmen der
Präsidentschaftswahlen den Kandidaten der rechtsextremen Partei Reconquète!
u. a. als offizieller Parteisprecher unterstützte, hat Klage auf Wiederherstellung
seines zum Zeitpunkt der Sperrung 164.000 Follower zählenden Twitter Accounts
eingereicht.

Sein Account wurde von Twitter gesperrt, nachdem er den folgenden Tweet
gepostet hatte: „#Migranten #Gewalt Kein Tag, NICHT EIN Tag, ohne dass
#Migranten aus #Nordafrika oder der Region südlich der Sahara #Franzosen
angreifen. Täten wir das Gleiche bei ihnen, würden sie uns mit Steinen, Macheten
oder Gewehren erschlagen. Es reicht. Raus!“. Der Betroffene erhielt folgende
Nachricht: „Ihr Account wurde gesperrt und wird nicht wiederhergestellt, da sich
herausgestellt hat, dass er gegen die Nutzungsbedingungen von Twitter und
insbesondere gegen die Verhaltensregeln in Bezug auf unsere Politik zu
Hassreden verstößt“. Das beklagte Unternehmen argumentierte, seine
Entscheidung entspreche den gesetzlichen Anforderungen, da die vom Kläger
geposteten Tweets wiederholt gegen die Twitter-Richtlinien zu Hassreden
verstoßen hätten. Man nehme Bezug auf die Bestimmungen des Gesetzes über
das Vertrauen in die digitale Wirtschaft (LCEN, Art. 6, I, 7), welches Twitter als
Hosting-Anbieter dazu verpflichte, die Verbreitung von Hass im Internet zu
bekämpfen. Im vorliegenden Fall sei die Sperrung des Accounts in Anwendung
des zwischen dem Kläger und Twitter Inc. geschlossenen Vertrags erfolgt.

Der Richter hatte zu prüfen, ob die Sperrung des Accounts eine offensichtlich
rechtswidrige Störung darstellte, die es zu beenden galt. Er stellte fest, dass die
Sperrung vertragskonform erfolgt sei. Allerdings habe er auch zu prüfen, ob dieser
Eingriff in die Meinungsfreiheit im Sinne der Einhaltung der Verhältnismäßigkeit
rechtmäßig sei. Nur innerhalb dieses engen Rahmens nämlich könnten die
sozialen Netzwerke bei der Festlegung und Umsetzung ihrer Politik zur Kontrolle
der online verbreiteten Inhalte gerichtlich eingeschränkt werden, so der für den
Erlass einstweiliger Verfügungen zuständige Richter.

Nach Analyse des Wortlauts des strittigen Tweets erklärte der Richter, Twitter Inc.
habe mit der Aussetzung des Vertrags keinen Ermessensfehler begangen, zumal
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das Unternehmen zahlreiche Meldungen von Nutzern erhalten hatte.

Der Richter prüfte in einem weiteren Schritt unter Abwägung der im vorliegenden
Fall bestehenden grundlegenden Interessen die Folgen des Eingriffs in die
Meinungsfreiheit des Klägers. Zunächst sei die Bedeutung des strittigen Tweets
und sein Platz in der öffentlichen Debatte zu beurteilen. Der Richter verwies
darauf, dass es zwar legitim sei, im Rahmen einer demokratischen Debatte das
Thema Einwanderung zu hinterfragen, dass diese Debatte, die an sich von
allgemeinem Interesse sei, jedoch nicht die Verbreitung schwer diskriminierender
Äußerungen erlaube, die zu Hass auf Menschen aufgrund dessen, was sie seien,
aufrufe, wie es im vorliegenden Fall gewesen sei.

Mit Blick auf die Folgen der Sperrung des Accounts habe der Kläger nicht
begründet, inwiefern die Nutzung des sozialen Netzwerks für seine politische
Tätigkeit wesentlich sei, da er weiterhin seine Ansichten zum Ausdruck bringen,
seine Kommunikationsaufgaben wahrnehmen und seinen rechtmäßigen Platz in
der öffentlichen Debatte über andere soziale Netzwerke wie Facebook oder
Instagram einnehmen könne. Da die Sperrung des Accounts keine offensichtlich
rechtswidrige Störung darstelle, werde der Antrag des Klägers auf
Wiederherstellung seines Twitter Accounts abgewiesen.

Tribunal judiciaire de Paris (ord. réf.), 14 avril 2022,
n° 21/57009, Messiha c/ Twitter France et Twitter Inc.

Justizgericht von Paris (einstweilige Verfügung), 14. April 2022, Nr. 21/57009,
Messiha gegen Twitter Frankreich und Twitter Inc.
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